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AVG 1950 857 Abs1
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B-VG Art.133 Abs4
Dublin 111-VO Art.28 Abs1
Dublin lI-VO Art.28 Abs2
FPG §76 Abs2 72
VwWGVG 835 Abs3
1. AVG 1950 § 57 glltig von 01.09.1950 bis 31.01.1991wiederverlautbart durch BGBI. Nr. 51/1991

1. BFA-VG 8 22a heute

2. BFA-VG § 22a gultig ab 19.06.2015 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 70/2015

3. BFA-VG § 22a giiltig von 15.04.2015 bis 18.06.2015zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 41/2015

4. BFA-VG § 22a gultig von 01.01.2014 bis 14.04.2015zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 144/2013

5. BFA-VG § 22a giltig von 01.01.2014 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 68/2013

1. B-VG Art. 133 heute

2. B-VG Art. 133 giiltig von 01.01.2019 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017

3. B-VG Art. 133 giltig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018

4. B-VG Art. 133 glltig von 25.05.2018 bis 31.12.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018

5. B-VG Art. 133 giiltig von 01.08.2014 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 164/2013

6. B-VG Art. 133 giltig von 01.01.2014 bis 31.07.2014zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 51/2012

7. B-VG Art. 133 guiltig von 01.01.2004 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 100/2003

8. B-VG Art. 133 giiltig von 01.01.1975 bis 31.12.2003zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 444/1974

9. B-VG Art. 133 giltig von 25.12.1946 bis 31.12.1974zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 211/1946
10. B-VG Art. 133 gultig von 19.12.1945 bis 24.12.1946zuletzt geandert durch StGBI. Nr. 4/1945
11. B-VG Art. 133 giltig von 03.01.1930 bis 30.06.1934

1. FPG 876 heute

2. FPG § 76 glltig ab 12.06.2026zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 39/2026

3. FPG § 76 giiltig von 01.09.2018 bis 11.06.2026zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 56/2018

4. FPG § 76 gultig von 01.11.2017 bis 31.08.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 145/2017
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1. VwWGVG 8 35 heute
2. VWGVG 8§ 35 glltig ab 01.07.2021 zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 109/2021
3. VwWGVG § 35 gultig von 01.01.2014 bis 30.06.2021

Spruch

G306 2128211-1/10E

Schriftliche Ausfertigung des am 21.06.2016 mundlich verkiindeten Erkenntnisses:
IM NAMEN DER REPUBLIK!

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch den Richter Mag. Dietmar MAURER als Einzelrichter Gber die Beschwerde des
XXXX, StA.:.Das Bundesverwaltungsgericht hat durch den Richter Mag. Dietmar MAURER als Einzelrichter Uber die
Beschwerde des rémisch 40, StA.:

Afghanistan, vertreten durch XXXX, gegen den Schubhaftbescheid des Bundesamtes fir Fremdenwesen und Asyl vom
XXXX, ZI. XXXX, und gegen die Anhaltung in Schubhaft, nach Durchfiihrung einer mindlichen Verhandlung am XXXX zu
Recht erkannt:Afghanistan, vertreten durch rémisch 40 , gegen den Schubhaftbescheid des Bundesamtes fur
Fremdenwesen und Asyl vom rémisch 40, ZI. rémisch 40 , und gegen die Anhaltung in Schubhaft, nach Durchfihrung

einer mindlichen Verhandlung am rémisch 40 zu Recht erkannt:
A)
|. Die Beschwerde wird als unbegriindet abgewiesenrémisch eins. Die Beschwerde wird als unbegriindet abgewiesen.

Il. Es wird festgestellt, dass zum Zeitpunkt der Entscheidung die flr die Fortsetzung der Schubhaft mafigeblichen
Voraussetzungen vorliegen.romisch zwei. Es wird festgestellt, dass zum Zeitpunkt der Entscheidung die fur die
Fortsetzung der Schubhaft mal3geblichen Voraussetzungen vorliegen.

Ill. Die beschwerdefihrende Partei hat dem Bund (Bundesamt fir Fremdenwesen und Asyl) Aufwendungen in Hohe
von 887,20 Euro binnen zwei Wochen bei sonstiger Exekution zu ersetzen.romisch drei. Die beschwerdefihrende
Partei hat dem Bund (Bundesamt fur Fremdenwesen und Asyl) Aufwendungen in Hohe von 887,20 Euro binnen zwei

Wochen bei sonstiger Exekution zu ersetzen.

IV. Der Antrag der beschwerdefihrenden Partei auf Ersatz der Aufwendungen wird abgewiesenrémisch vier. Der

Antrag der beschwerdeflihrenden Partei auf Ersatz der Aufwendungen wird abgewiesen.
B)

Die Revision ist gemaR Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zuldssigDie Revision ist gemal3 Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht

zulassig.

Text

ENTSCHEIDUNGSGRUNDE:

I. Verfahrensgang:rémisch eins. Verfahrensgang:

1. Mit dem oben im Spruch angefiihrten Mandatsbescheid des Bundesamtes fur Fremdenwesen und Asyl (im
Folgenden: BFA), Regionaldirektion Burgenland, vom Beschwerdefuhrer (im Folgenden: BF) personlich Gbernommen
am XXXX um 11:05 Uhr, wurde Uber den BF gemal3 Art. 28 Abs. 1 und 2 der Dublin-Verordnung iVm. 8 76 Abs. 2 Z 2
FPG iVm. § 57 Abs. 1 AVG die Schubhaft zum Zweck der Sicherung des Verfahrens zur Erlassung einer Anordnung zur
AuBerlandesbringung sowie der Sicherung der Abschiebung angeordnet.1. Mit dem oben im Spruch angefihrten
Mandatsbescheid des Bundesamtes fur Fremdenwesen und Asyl (im Folgenden: BFA), Regionaldirektion Burgenland,

vom Beschwerdeflhrer (im Folgenden: BF) personlich ibernommen am rémisch 40 um 11:05 Uhr, wurde Gber den BF
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gemal Artikel 28, Absatz eins und 2 der Dublin-Verordnung in Verbindung mit Paragraph 76, Absatz 2, Ziffer 2, FPG in
Verbindung mit Paragraph 57, Absatz eins, AVG die Schubhaft zum Zweck der Sicherung des Verfahrens zur Erlassung
einer Anordnung zur AuBerlandesbringung sowie der Sicherung der Abschiebung angeordnet.

2. Mit dem am 16.06.2016 beim Bundesverwaltungsgericht (im Folgenden: BVwWG) eingebrachten und datierten
Schriftsatz (OZ 1) erhob der BF durch seinen bevollmdachtigten Rechtsvertreter Beschwerde gegen den im Spruch
angefuhrten Schubhaftbescheid und die seither andauernde Anhaltung in Schubhaft.

In der Beschwerde wurde beantragt, das BVvwG moge eine mundliche Verhandlung unter Einvernahme des BF zur
Klarung des mal3geblichen Sachverhaltes durchfuhren; den bekdmpften Bescheid beheben und aussprechen, dass die
Anordnung der Schubhaft und die bisherige Anhaltung in rechtswidriger Weise erfolgte; im Rahmen einer "Habeas
Corpus Prifung" aussprechen, dass die Voraussetzungen zur weiteren Anhaltung des BF nicht vorliegen; dem BF
etwaige Dolmetschkosten ersetzen und dem BF Aufwendungen gemals VwG-Aufwandersatzverordnung zu ersetzen.

3. Auf Grund der entsprechenden Verfligung des BVwWG zur Aktenvorlage wurden vom BFA, RD Burgenland, am
17.06.2016 die Bezug habenden Verwaltungsakten und eine mit 17.06.2016 datierte Stellungnahme zur
gegenstandlichen Schubhaftbeschwerde dem BVwG elektronisch Ubermittelt (OZ 7). Gleichzeitig wurde vonseiten des
BFA mitgeteilt, dass sich der BF derzeit im XXXX in Schubhaft befindet.3. Auf Grund der entsprechenden Verfliigung des
BVwWG zur Aktenvorlage wurden vom BFA, RD Burgenland, am 17.06.2016 die Bezug habenden Verwaltungsakten und
eine mit 17.06.2016 datierte Stellungnahme zur gegenstandlichen Schubhaftbeschwerde dem BVwG elektronisch
Ubermittelt (OZ 7). Gleichzeitig wurde vonseiten des BFA mitgeteilt, dass sich der BF derzeit im romisch 40 in Schubhaft
befindet.

AbschlieBend wurde vom BFA beantragt, die Beschwerde als unbegriindet abzuweisen, gemaR§ 22a BFA-VG
festzustellen, dass zum Zeitpunkt der Entscheidung die fir die Fortsetzung der Schubhaft maligeblichen
Voraussetzungen vorliegen, sowie die beschwerdefiihrende Partei zum Ersatz der naher angefUhrten Kosten zu
verpflichten.Abschlieend wurde vom BFA beantragt, die Beschwerde als unbegriindet abzuweisen, gemaR Paragraph
22 a, BFA-VG festzustellen, dass zum Zeitpunkt der Entscheidung die flir die Fortsetzung der Schubhaft mafRgeblichen
Voraussetzungen vorliegen, sowie die beschwerdefiihrende Partei zum Ersatz der naher angefUhrten Kosten zu
verpflichten.

4. Das BVWG fiuhrte in der gegenstandlichen Rechtssache am XXXX in der AuRenstelle Graz eine ¢ffentliche mindliche
Verhandlung durch (OZ 9), an der der BF nach polizeilicher Vorfiihrung aus dem XXXX, seine bevollmachtigte
Rechtsvertreterin sowie eine Vertreterin der belangten Behorde teilnahmen. Am Schluss der Verhandlung beantragte
der BF die Stattgebung der Beschwerde, wahrend die Vertreterin der belangten Behorde die Abweisung der
Beschwerde, einen Ausspruch Uber die Fortsetzung der Schubhaft sowie im Falle des Obsiegens Uberdies den
Zuspruch des Verhandlungsaufwandes beantragte.4. Das BVwG fiihrte in der gegenstandlichen Rechtssache am
romisch 40in der AuBenstelle Graz eine 6ffentliche muandliche Verhandlung durch (OZ 9), an der der BF nach
polizeilicher Vorfiihrung aus dem rémisch 40 , seine bevollmachtigte Rechtsvertreterin sowie eine Vertreterin der
belangten Behorde teilnahmen. Am Schluss der Verhandlung beantragte der BF die Stattgebung der Beschwerde,
wahrend die Vertreterin der belangten Behdrde die Abweisung der Beschwerde, einen Ausspruch Uber die Fortsetzung
der Schubhaft sowie im Falle des Obsiegens Uberdies den Zuspruch des Verhandlungsaufwandes beantragte.

Nach Schluss der Verhandlung wurde das gegenstandliche Erkenntnis mindlich verkindet.
Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogenrdmisch zwei. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:
1. Feststellungen:

Der BF fuhrt die im Spruch angeflihrte Identitdt (Namen und Geburtsdatum) und behauptet, Staatsangehdriger von
Afghanistan zu sein. Der BF besitzt nicht die dsterreichische Staatsbirgerschaft und ist somit Fremder im Sinne des § 2
Abs. 4 Z 1 FPG.Der BF fuhrt die im Spruch angefihrte Identitdt (Namen und Geburtsdatum) und behauptet,
Staatsangehoriger von Afghanistan zu sein. Der BF besitzt nicht die dsterreichische Staatsbirgerschaft und ist somit
Fremder im Sinne des Paragraph 2, Absatz 4, Ziffer eins, FPG.

Der BF verfugt Uber keine Dokumente und Uber keine Berechtigung zur Einreise in das Osterreichische Bundesgebiet
und zum Aufenthalt in diesem.

Der BF stellte in Bulgarien am XXXX und in Ungarn am XXXX einen Antrag auf internationalen Schutz, Uber deren
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bislang nicht rechtskraftig entschieden worden ist.Der BF stellte in Bulgarien am romisch 40 und in Ungarn am rémisch
40 einen Antrag auf internationalen Schutz, tGiber deren bislang nicht rechtskraftig entschieden worden ist.

Die BF ist somit "Antragsteller" im Sinne des Art. 2 lit. c Dublin-VODie BF ist somit "Antragsteller" im Sinne des Artikel 2,
Litera ¢, Dublin-VO.

Der BF stellte mittlerweile - im Zuge der Schubhaft - auch in Osterreich einen Antrag auf internationalen Schutz, Giber
dessen Zulassung bislang nicht entschieden wurde.

Der BF wurde am 13.06.2016 von Angehorigen des Osterreichischen Bundesheeres aufgegriffen und festgenommen.

Der BF befindet sich seit XXXX, 13:00 Uhr, auf Grund des gegenstandlich angefochtenen Schubhaftbescheides
durchgehend in Schubhaft. Diese wird derzeit im XXXX vollzogen.Der BF befindet sich seit romisch 40, 13:00 Uhr, auf
Grund des gegenstandlich angefochtenen Schubhaftbescheides durchgehend in Schubhaft. Diese wird derzeit im
rémisch 40 vollzogen.

Das BFA hat an die zustandige Dublin-Kontaktbehorde Bulgariens ein Konsultationsverfahren nach der Dublin-VO
gestellt.

Der BF verfiigt in Osterreich (ber keine familidren, beruflichen oder sonstigen nennenswerten sozialen Bindungen,
Uber keine eigene gesicherte Unterkunft und Uber keine ausreichenden Existenzmittel zur Sicherung seines
Lebensunterhaltes. Der BF gab in der mundlichen Verhandlung an im Bundesgebiet mutterlicherseits Cousins zu
haben. Mit diesen habe er jedoch keinen Kontakt.

2. Beweiswurdigung:

2.1. Der oben angefuhrte Verfahrensgang ergibt sich aus dem unzweifelhaften und unbestrittenen Akteninhalt der
vorgelegten Verwaltungsakten des BFA und des vorliegenden Gerichtsaktes des BVwWG.

2.2. Die oben getroffenen Feststellungen beruhen auf den Ergebnissen des vom erkennenden Gericht in der
mundlichen Verhandlung und auf Grund der vorliegenden Akten durchgeflihrten Ermittlungsverfahrens und werden in
freier Beweiswirdigung der gegenstandlichen Entscheidung als mal3geblicher Sachverhalt zugrunde gelegt:

Die im Spruch angefuhrte Identitat (Namen und Geburtsdatum) und die Staatsangehdrigkeit des BF beruhen auf den
vom BFA im angefochtenen Bescheid getroffenen Feststellungen, die vom BF in der mundlichen Verhandlung bestatigt
wurden. Diese Feststellungen gelten ausschlie3lich fur die Identifizierung der Person im gegenstandlichen Verfahren.

Die weiteren Feststellungen ergeben sich aus dem unzweifelhaften und unbestritten gebliebenen Akteinhalt sowie aus
den Ermittlungsergebnissen in der mundlichen Verhandlung. Die Rechtsvertreterin und der BF sind auch in der
mundlichen Verhandlung den dargelegten Feststellungen des erkennenden Gerichts nicht entgegengetreten.

Vor dem BFA gab der BF am 14.06.2016 zum eigentlichen Ziel seiner Reise an, dass er nach Belgien wolle und Belgien
sein Zielland sei und bleibe. Dort wiirden sich seine Familie als auch andere Verwandte aufhalten.

Der BF hat seine grenzliberschreitende Fahrt von Afghanistan Uber Iran, Turkei, Bulgarien, Serbien, Ungarn bis nach
Osterreich -mit dem Reiseziel Belgien -ohne die erforderliche Einreiseberechtigungen zu haben (Visum) vorgenommen.
Des Weiteren stellte der BF in Bulgarien und Ungarn einen Antrag auf internationalen Schutz und wartete keines der
Verfahren ab sondern begab sich unverziglich illegal auf den Weg in Richtung Belgien (sein Zielland). Wie sich in der
mindlichen Verhandlung ergab, war bis zum illegalen Aufgriff in Osterreich sein Zielland Belgien. Er stand
diesbeziglich mit seinem in Belgien lebenden Onkel in Kontakt (SMS).

Der BF hat bislang keinerlei Bereitschaft gezeigt, freiwillig aus Osterreich auszureisen um nach Bulgarien
zuruickzukehren. Die Feststellung zur fehlenden Ausreisewilligkeit des BF beruht darauf, dass der BF weder vor der
belangten Behorde noch in der mundlichen Verhandlung dargetan hat, dass er allenfalls jetzt bereit ware, freiwillig
nach Bulgarien zurlickzukehren, ganz im Gegenteil hat er dies kategorisch ausgeschlossen. Auch muss dem in der
mundlichen Verhandlung vorgebrachten - dass aus dem bisherigen Verhalten des BF auf keine erhebliche Fluchtgefahr
geschlossen werden kann - entschieden widersprochen werden. Es fallt ins Auge, dass der BF offensichtlich der
Meinung ist, sich sein Asylland aussuchen zu kénnen. So hat sich der BF mittlerweile in drei EU Staaten aufgehalten
indem er diese illegal betrat. Der BF hat hier in Osterreich nur einen Asylantrag gestellt, weil er aufgegriffen und

festgenommen wurde. Das urspringliche Zielland war Belgien, wo sich auch die Verwandten des BF aufhalten. In der



mandlichen Verhandlung wurde der BF gefragt, warum er in Osterreich nun einen Asylantrag gestellt hat. Der BF
antwortete, dass sein Zielland Belgien gewesen sei, da dort seine Verwandte leben, aber jetzt wirde es ihm auch in
Osterreich gefallen.

Schon aufgrund dieser Aussagen und des bisherigen Verhaltens des BF, kann angenommen werden, dass der BF auch
seinen nunmebhr in Osterreich gestellten Antrag auf internationalen Schutz - bzw. dessen Ausgang nicht abwarten wird.
Der BF gab in der mindlichen Verhandlung an, die Asylantrage in Bulgarien und Ungarn nicht freiwillig gestellt zu
haben sondern dazu gezwungen worden zu sein. Auch sind die Angaben des BF in seiner mundlicher Verhandlung,
dass er nunmehr in Osterreich verbleiben wolle, aufgrund seines bisherigen Verhaltens, nicht glaubwiirdig. So reiste
der BF vor ca. 4 1/2 Monaten mit dem Vorsatz nach Belgien zu gelangen aus Afghanistan aus. Osterreich war nicht sein
Zielland nur jetzt plétzlich, da er sich in Schubhaft befindet méchte er hier in Osterreich bleiben. Der BF stand wahrend
seiner Reise mit seinem in Belgien lebenden Onkel in Kontakt und war diesem bewusst, dass er zu ihm unterwegs ist.
Es ist daher davon auszugehen, dass der BF, sobald ihm die Mdéglichkeit geboten wird, versuchen wird die Reise nach
Belgien illegal fortzusetzen.

Auf Grund des bisherigen Gesamtverhaltens und des in der Verhandlung hinterlassenen persénlichen Eindrucks hat
sich der BF insgesamt als nicht vertrauenswirdig erwiesen.

3. Rechtliche Beurteilung:
3.1. Zustandigkeit:

Der mit "Rechtsschutz bei Festnahme, Anhaltung und Schubhaft" betitelte § 22a des BFA-Verfahrensgesetzes (BFA-VG),
BGBI. | Nr. 87/2012, lautet:Der mit "Rechtsschutz bei Festnahme, Anhaltung und Schubhaft" betitelte Paragraph 22 a,
des BFA-Verfahrensgesetzes (BFA-VG), Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 87 aus 2012,, lautet:

"§ 22a. (1) Der Fremde hat das Recht, das Bundesverwaltungsgericht mit der Behauptung der Rechtswidrigkeit des
Schubhaftbescheides, der Festnahme oder der Anhaltung anzurufen, wenn

1. er nach diesem Bundesgesetz festgenommen worden ist,
2. er unter Berufung auf dieses Bundesgesetz angehalten wird oder wurde, oder
3. gegen ihn Schubhaft gemak dem 8. Hauptstuck des FPG angeordnet wurde.

(1a) Fur Beschwerden gemall Abs. 1 gelten die fur Beschwerden gemald Art. 130 Abs. 1 Z 2 B-VG anwendbaren
Bestimmungen des VwWGVG mit der MalRgabe, dass belangte Behodrde jene Behdrde ist, die den angefochtenen
Schubhaftbescheid erlassen hat oder der die Festnahme oder die Anhaltung zuzurechnen ist.(1a) Fir Beschwerden
gemall Absatz eins, gelten die fur Beschwerden gemdaR Artikel 130, Absatz eins, Ziffer 2, B-VG anwendbaren
Bestimmungen des VWGVG mit der MaRgabe, dass belangte Behdrde jene Behérde ist, die den angefochtenen
Schubhaftbescheid erlassen hat oder der die Festnahme oder die Anhaltung zuzurechnen ist.

(2) Die Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichtes Uber die Fortsetzung der Schubhaft hat binnen einer Woche zu
ergehen, es sei denn, die Anhaltung des Fremden hatte vorher geendet. Hat das Bundesverwaltungsgericht dem
Beschwerdefiihrer gemaR § 13 Abs. 3 AVG aufgetragen, innerhalb bestimmter Frist einen Mangel der Beschwerde zu
beheben, wird der Lauf der Entscheidungsfrist bis zur Behebung des Mangels oder bis zum fruchtlosen Ablauf der Frist
gehemmt.(2) Die Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichtes Uber die Fortsetzung der Schubhaft hat binnen einer
Woche zu ergehen, es sei denn, die Anhaltung des Fremden hatte vorher geendet. Hat das Bundesverwaltungsgericht
dem Beschwerdeflihrer gemald Paragraph 13, Absatz 3, AVG aufgetragen, innerhalb bestimmter Frist einen Mangel der
Beschwerde zu beheben, wird der Lauf der Entscheidungsfrist bis zur Behebung des Mangels oder bis zum fruchtlosen
Ablauf der Frist gehemmt.

(3) Sofern die Anhaltung noch andauert, hat das Bundesverwaltungsgericht jedenfalls festzustellen, ob zum Zeitpunkt
seiner Entscheidung die fur die Fortsetzung der Schubhaft maRgeblichen Voraussetzungen vorliegen.

(4) Soll ein Fremder langer als vier Monate durchgehend in Schubhaft angehalten werden, so ist die
VerhaltnismaRigkeit der Anhaltung nach dem Tag, an dem das vierte Monat Uberschritten wurde, und danach alle vier
Wochen vom Bundesverwaltungsgericht zu Uberprifen. Das Bundesamt hat die Verwaltungsakten so rechtzeitig
vorzulegen, dass dem Bundesverwaltungsgericht eine Woche zur Entscheidung vor den gegenstandlichen Terminen
bleibt. Mit Vorlage der Verwaltungsakten gilt die Beschwerde als fir den in Schubhaft befindlichen Fremden
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eingebracht. Das Bundesamt hat darzulegen, warum die Aufrechterhaltung der Schubhaft notwendig und
verhaltnismaRig ist. Das Bundesverwaltungsgericht hat jedenfalls festzustellen, ob zum Zeitpunkt seiner Entscheidung
die fur die Fortsetzung der Schubhaft mafRgeblichen Voraussetzungen vorliegen und ob die Aufrechterhaltung der
Schubhaft verhéltnismaRig ist. Diese Uberprifung hat zu entfallen, soweit eine Beschwerde gemaR Abs. 1 bereits
eingebracht wurde.(4) Soll ein Fremder langer als vier Monate durchgehend in Schubhaft angehalten werden, so ist die
VerhaltnismaRigkeit der Anhaltung nach dem Tag, an dem das vierte Monat Uberschritten wurde, und danach alle vier
Wochen vom Bundesverwaltungsgericht zu Uberprifen. Das Bundesamt hat die Verwaltungsakten so rechtzeitig
vorzulegen, dass dem Bundesverwaltungsgericht eine Woche zur Entscheidung vor den gegenstandlichen Terminen
bleibt. Mit Vorlage der Verwaltungsakten gilt die Beschwerde als fir den in Schubhaft befindlichen Fremden
eingebracht. Das Bundesamt hat darzulegen, warum die Aufrechterhaltung der Schubhaft notwendig und
verhaltnismaRig ist. Das Bundesverwaltungsgericht hat jedenfalls festzustellen, ob zum Zeitpunkt seiner Entscheidung
die fur die Fortsetzung der Schubhaft maRgeblichen Voraussetzungen vorliegen und ob die Aufrechterhaltung der
Schubhaft verhaltnisméaRig ist. Diese Uberpriifung hat zu entfallen, soweit eine Beschwerde gemaR Absatz eins, bereits
eingebracht wurde.

(5) Gegen die Anordnung der Schubhaft ist eine Vorstellung nicht zulassig."

Das BVwWG ist nach§ 22a Abs. 1 Z 3 BFA-VG fur die Entscheidung der gegenstandlichen Beschwerde zustandigDas
BVWG ist nach Paragraph 22 a, Absatz eins, Ziffer 3, BFA-VG fir die Entscheidung der gegenstandlichen Beschwerde
zustandig.

3.2. Abweisung der Beschwerde betreffend Schubhaftbescheid und Anhaltung in Schubhaft (Spruchpunkt A.1.):

3.2.1. Der mit "Schubhaft" betitelte § 76 des Fremdenpolizeigesetzes 2005 (FPG)3.2.1. Der mit "Schubhaft" betitelte
Paragraph 76, des Fremdenpolizeigesetzes 2005 (FPG),

BGBI. I Nr. 100/2005, lautet:Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 100 aus 2005,, lautet:

"8 76. (1) Fremde kénnen festgenommen und angehalten werden (Schubhaft), sofern der Zweck der Schubhaft nicht
durch ein gelinderes Mittel (§ 77) erreicht werden kann. Unmindige Minderjahrige dirfen nicht in Schubhaft
angehalten werden."§ 76. (1) Fremde kdnnen festgenommen und angehalten werden (Schubhaft), sofern der Zweck
der Schubhaft nicht durch ein gelinderes Mittel (Paragraph 77,) erreicht werden kann. Unmuindige Minderjahrige
durfen nicht in Schubhaft angehalten werden.

(2) Die Schubhaft darf nur dann angeordnet werden, wenn

1. dies zur Sicherung des Verfahrens zur Erlassung einer aufenthaltsbeendenden MaRnahme, zur Sicherung des
Verfahrens Uber einen Antrag auf internationalen Schutz im Hinblick auf die Erlassung einer aufenthaltsbeendenden
MalRnahme oder der Abschiebung notwendig ist und sofern jeweils Fluchtgefahr vorliegt und die Schubhaft
verhaltnismaRig ist, oder

2. die Voraussetzungen des Art. 28 Abs. 1 und 2 Dublin-Verordnung vorliegen2. die Voraussetzungen des Artikel 28,
Absatz eins und 2 Dublin-Verordnung vorliegen.

(3) Eine Fluchtgefahr im Sinne des Abs. 2 Z 1 oder im Sinne des Art. 2 lit n Dublin-Verordnung liegt vor, wenn bestimmte
Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass sich der Fremde dem Verfahren oder der Abschiebung entziehen wird oder
dass der Fremde die Abschiebung wesentlich erschweren wird. Dabei ist insbesondere zu berucksichtigen,(3) Eine
Fluchtgefahr im Sinne des Absatz 2, Ziffer eins, oder im Sinne des Artikel 2, Litera n, Dublin-Verordnung liegt vor, wenn
bestimmte Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass sich der Fremde dem Verfahren oder der Abschiebung
entziehen wird oder dass der Fremde die Abschiebung wesentlich erschweren wird. Dabei ist insbesondere zu
berucksichtigen,

1. ob der Fremde an dem Verfahren zur Erlassung einer aufenthaltsbeendenden Malinahme mitwirkt oder die
Ruckkehr oder Abschiebung umgeht oder behindert;

2. ob der Fremde entgegen einem aufrechten Einreiseverbot, einem aufrechten Aufenthaltsverbot oder wahrend einer
aufrechten Anordnung zur AuBerlandesbringung neuerlich in das Bundesgebiet eingereist ist;
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3. ob eine durchsetzbare aufenthaltsbeendende MalRnahme besteht oder der Fremde sich dem Verfahren zur
Erlassung einer aufenthaltsbeendenden MalBnahme oder Uber einen Antrag auf internationalen Schutz bereits
entzogen hat;

4. ob der faktische Abschiebeschutz bei einem Folgeantrag (8 2 Abs. 1 Z 23 AsylG 2005) aufgehoben wurde oder dieser
dem Fremden nicht zukommt;4. ob der faktische Abschiebeschutz bei einem Folgeantrag (Paragraph 2, Absatz eins,
Ziffer 23, AsylG 2005) aufgehoben wurde oder dieser dem Fremden nicht zukommt;

5. ob gegen den Fremden zum Zeitpunkt der Stellung eines Antrages auf internationalen Schutz eine durchsetzbare
aufenthaltsbeendende MalBnahme bestand, insbesondere, wenn er sich zu diesem Zeitpunkt bereits in Schubhaft
befand oder aufgrund § 34 Abs. 3 Z 1 bis 3 BFA-VG angehalten wurde;5. ob gegen den Fremden zum Zeitpunkt der
Stellung eines Antrages auf internationalen Schutz eine durchsetzbare aufenthaltsbeendende MaRnahme bestand,
insbesondere, wenn er sich zu diesem Zeitpunkt bereits in Schubhaft befand oder aufgrund Paragraph 34, Absatz 3,
Ziffer eins bis 3 BFA-VG angehalten wurde;

6. ob aufgrund des Ergebnisses der Befragung, der Durchsuchung oder der erkennungsdienstlichen Behandlung

anzunehmen ist, dass ein anderer Mitgliedstaat nach der Dublin-Verordnung zustandig ist, insbesondere sofern

a. der Fremde bereits mehrere Antrage auf internationalen Schutz in den Mitgliedstaaten gestellt hat oder der Fremde

falsche Angaben hiertiber gemacht hat,
b. der Fremde versucht hat, in einen dritten Mitgliedstaat weiterzureisen, oder

c. es aufgrund der Ergebnisse der Befragung, der Durchsuchung, der erkennungsdienstlichen Behandlung oder des
bisherigen Verhaltens des Fremden wahrscheinlich ist, dass der Fremde die Weiterreise in einen dritten Mitgliedstaat
beabsichtigt;

7. ob der Fremde seiner Verpflichtung aus dem gelinderen Mittel nicht nachkommt;

8. ob Auflagen, Mitwirkungspflichten, Gebietsbeschrankungen oder Meldeverpflichtungen gemaf 88 56 oder 71 FPG,$
13 Abs. 2 BFA-VG oder 15a AsylG 2005 verletzt wurden, insbesondere bei Vorliegen einer aktuell oder zum Zeitpunkt
der Stellung eines Antrags auf internationalen Schutzes durchsetzbaren aufenthaltsbeendenden Malinahme;8. ob
Auflagen, Mitwirkungspflichten, Gebietsbeschrankungen oder Meldeverpflichtungen gemaf Paragraphen 56, oder 71
FPG, Paragraph 13, Absatz 2, BFA-VG oder 15a AsylG 2005 verletzt wurden, insbesondere bei Vorliegen einer aktuell
oder zum Zeitpunkt der Stellung eines Antrags auf internationalen Schutzes durchsetzbaren aufenthaltsbeendenden

MalRnahme;

9. der Grad der sozialen Verankerung in Osterreich, insbesondere das Bestehen familidrer Beziehungen, das Auslben
einer legalen Erwerbstatigkeit beziehungsweise das Vorhandensein ausreichender Existenzmittel sowie die Existenz

eines gesicherten Wohnsitzes.

(4) Die Schubhaft ist schriftlich mit Bescheid anzuordnen; dieser ist gemaRR§ 57 AVG zu erlassen, es sei denn, der
Fremde befande sich bei Einleitung des Verfahrens zu seiner Erlassung aus anderem Grund nicht blo kurzfristig in
Haft. Nicht vollstreckte Schubhaftbescheide gemal 8 57 AVG gelten 14 Tage nach ihrer Erlassung als widerrufen(4) Die
Schubhaft ist schriftlich mit Bescheid anzuordnen; dieser ist gemal3 Paragraph 57, AVG zu erlassen, es sei denn, der
Fremde befande sich bei Einleitung des Verfahrens zu seiner Erlassung aus anderem Grund nicht blo kurzfristig in
Haft. Nicht vollstreckte Schubhaftbescheide gemalR Paragraph 57, AVG gelten 14 Tage nach ihrer Erlassung als

widerrufen.

(5) Wird eine aufenthaltsbeendende MaRnahme durchsetzbar und erscheint die Uberwachung der Ausreise des
Fremden notwendig, so gilt die zur Sicherung des Verfahrens angeordnete Schubhaft ab diesem Zeitpunkt als zur
Sicherung der Abschiebung verhangt.

(6) Stellt ein Fremder wahrend einer Anhaltung in Schubhaft einen Antrag auf internationalen Schutz, so kann diese
aufrechterhalten werden, wenn Grinde zur Annahme bestehen, dass der Antrag zur Verzogerung der Vollstreckung
einer aufenthaltsbeendenden MalBnahme gestellt wurde. Das Vorliegen der Voraussetzungen ist mit Aktenvermerk
festzuhalten; dieser ist dem Fremden zur Kenntnis zu bringen. 8 11 Abs. 8 und§ 12 Abs. 1 BFA-VG gelten
sinngemaR."(6) Stellt ein Fremder wahrend einer Anhaltung in Schubhaft einen Antrag auf internationalen Schutz, so
kann diese aufrechterhalten werden, wenn Grinde zur Annahme bestehen, dass der Antrag zur VerzOgerung der
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Vollstreckung einer aufenthaltsbeendenden Malinahme gestellt wurde. Das Vorliegen der Voraussetzungen ist mit
Aktenvermerk festzuhalten; dieser ist dem Fremden zur Kenntnis zu bringen. Paragraph 11, Absatz 8 und Paragraph
12, Absatz eins, BFA-VG gelten sinngemal3."

Die mal3geblichen Bestimmungen der Verordnung (EU) Nr. 604/2013 vom 26. Juni 2013 zur Festlegung der Kriterien
und Verfahren zur Bestimmung des Mitgliedstaats, der fur die Prifung eines von einem Drittstaatsangehdrigen oder
Staatenlosen in einem Mitgliedstaat gestellten Antrags auf internationalen Schutz zustandig ist, ABl. L 180 vom
29.06.2013 S. 31 (im Folgenden: Dublin-VO), lauten:Die maf3geblichen Bestimmungen der Verordnung (EU) Nr. 604 aus
2013, vom 26. Juni 2013 zur Festlegung der Kriterien und Verfahren zur Bestimmung des Mitgliedstaats, der fur die
Prufung eines von einem Drittstaatsangehorigen oder Staatenlosen in einem Mitgliedstaat gestellten Antrags auf
internationalen Schutz zustandig ist, Amtsblatt L 180 vom 29.06.2013 S. 31 (im Folgenden: Dublin-VO), lauten:

"Artikel 2
Definitionen
Im Sinne dieser Verordnung bezeichnet der Ausdruck Inhaftnahme zum Zwecke der Uberstellung

a)[...]

b) ,Antrag auf internationalen Schutz' einen Antrag auf internationalen Schutz im Sinne des Artikels 2 Buchstabe h der
Richtlinie 2011/95/EU;

) ,Antragsteller' einen Drittstaatsangehdrigen oder Staatenlosen, der einen Antrag auf internationalen Schutz gestellt
hat, Gber den noch nicht endgultig entschieden wurde;

d)-m)[...]

n) ,Fluchtgefahr' das Vorliegen von Grunden im Einzelfall, die auf objektiven gesetzlich festgelegten Kriterien beruhen
und zu der Annahme Anlass geben, dass sich ein Antragsteller, ein Drittstaatsangehoriger oder Staatenloser, gegen
den ein Uberstellungsverfahren l4uft, diesem Verfahren méglicherweise durch Flucht entziehen kénnte.

Artikel 28
Haft

(1) Die Mitgliedstaaten nehmen eine Person nicht allein deshalb in Haft, weil sie dem durch diese Verordnung
festgelegten Verfahren unterliegt.

(2) Zwecks Sicherstellung von Uberstellungsverfahren, dirfen die Mitgliedstaaten im Einklang mit dieser Verordnung,
wenn eine erhebliche Fluchtgefahr besteht, nach einer Einzelfallprifung die entsprechende Person in Haft nehmen
und nur im Falle dass Haft verhaltnismaRig ist und sich weniger einschneidende MaRnahmen nicht wirksam anwenden
lassen.

(3) Die Haft hat so kurz wie moéglich zu sein und nicht langer zu sein, als bei angemessener Handlungsweise notwendig
ist, um die erforderlichen Verwaltungsverfahren mit der gebotenen Sorgfalt durchzufiihren, bis die Uberstellung
gemal dieser Verordnung durchgefuhrt wird.

Wird eine Person nach diesem Artikel in Haft genommen, so darf die Frist fir die Stellung eines Aufnahme- oder
Wiederaufnahmegesuchs einen Monat ab der Stellung des Antrags nicht Uberschreiten. Der Mitgliedstaat, der das
Verfahren gemald dieser Verordnung durchfuhrt, ersucht in derartigen Fallen um eine dringende Antwort. Diese
Antwort erfolgt spatestens zwei Wochen nach Eingang des Gesuchs. Wird innerhalb der Frist von zwei Wochen keine
Antwort erteilt, ist davon auszugehen, dass dem Aufnahme- bzw. Wiederaufnahmegesuch stattgegeben wird, was die
Verpflichtung nach sich zieht, die Person aufzunehmen und angemessene Vorkehrungen fur die Ankunft zu treffen.

Befindet sich eine Person nach diesem Artikel in Haft, so erfolgt die Uberstellung aus dem ersuchenden Mitgliedstaat
in den zustandigen Mitgliedstaat, sobald diese praktisch durchfihrbar ist und spatestens innerhalb von sechs Wochen
nach der stillschweigenden oder ausdricklichen Annahme des Gesuchs auf Aufnahme oder Wiederaufnahme der
betreffenden Person durch einen anderen Mitgliedstaat oder von dem Zeitpunkt an, ab dem der Rechtsbehelf oder die
Uberprifung gemaR Artikel 27 Absatz 3 keine aufschiebende Wirkung mehr hat.

Halt der ersuchende Mitgliedstaat die Fristen flr die Stellung eines Aufnahme- oder Wiederaufnahmegesuchs nicht ein
oder findet die Uberstellung nicht innerhalb des Zeitraums von sechs Wochen im Sinne des Unterabsatz 3 statt, wird



die Person nicht langer in Haft gehalten. Die Artikel 21, 23, 24 und 29 gelten weiterhin entsprechend.

(4) Hinsichtlich der Haftbedingungen und der Garantien fur in Haft befindliche Personen gelten zwecks Absicherung
der Verfahren fiir die Uberstellung in den zustandigen Mitgliedstaat, die Artikel 9, 10 und 11 der Richtlinie 2013/33/EU.

Artikel 42
Berechnung der Fristen
Die in dieser Verordnung vorgesehenen Fristen werden wie folgt berechnet:

a) Ist fur den Anfang einer nach Tagen, Wochen oder Monaten bemessenen Frist der Zeitpunkt maRRgebend, zu dem
ein Ereignis eintritt oder eine Handlung vorgenommen wird, so wird bei der Berechnung dieser Frist der Tag, auf den
das Ereignis oder die Handlung fallt, nicht mitgerechnet.

b) Eine nach Wochen oder Monaten bemessene Frist endet mit Ablauf des Tages, der in der letzten Woche oder im
letzten Monat dieselbe Bezeichnung oder dieselbe Zahl wie der Tag tragt, an dem das Ereignis eingetreten oder die
Handlung vorgenommen worden ist, von denen an die Frist zu berechnen ist. Fehlt bei einer nach Monaten
bemessenen Frist im letzten Monat der fur ihren Ablauf malRgebende Tag, so endet die Frist mit Ablauf des letzten
Tages dieses Monats.

c) Eine Frist umfasst die Samstage, die Sonntage und alle gesetzlichen Feiertage in jedem der betroffenen
Mitgliedstaaten."

In Art. 28 Dublin-VO ist die Inhaftnahme zum Zwecke der Uberstellung nach der Dublin-VO geregelt. Allfallige
entgegenstehende Bestimmungen des nationalen Fremdenrechts sind, sofern keine verordnungskonforme
Interpretation moglich ist, demgegeniber unanwendbar. Solange die Bestimmungen der Dublin-VO gegenlber einem
Drittstaatsangehorigen oder Staatenlosen zur Anwendung gelangen, darf Administrativhaft zur Sicherung deren
Vollzugs nur nach Art. 28 Dublin-VO verhangt werden und nicht etwa nach anderen Bestimmungen des nationalen
Rechts, da sonst der Schutzzweck der gegenstandlichen Regelung vereitelt ware (Filzwieser/Sprung, Die Dublin Ill-
Verordnung, 223).In Artikel 28, Dublin-VO ist die Inhaftnahme zum Zwecke der Uberstellung nach der Dublin-vO
geregelt. Allfdllige entgegenstehende Bestimmungen des nationalen Fremdenrechts sind, sofern keine
verordnungskonforme Interpretation moglich ist, demgegentiber unanwendbar. Solange die Bestimmungen der
Dublin-VO gegenuiber einem Drittstaatsangehorigen oder Staatenlosen zur Anwendung gelangen, darf
Administrativhaft zur Sicherung deren Vollzugs nur nach Artikel 28, Dublin-VO verhangt werden und nicht etwa nach
anderen Bestimmungen des nationalen Rechts, da sonst der Schutzzweck der gegenstandlichen Regelung vereitelt
ware (Filzwieser/Sprung, Die Dublin Ill-Verordnung, 223).

GemaR Art. 28 Abs. 2 und 3 Dublin-VO dirfen die Mitgliedstaaten zwecks Sicherstellung von Uberstellungsverfahren
nach einer Einzelfallprifung die entsprechende Person in Haft nehmen, wenn eine erhebliche Fluchtgefahr besteht,
die Haft verhaltnismaRig ist und sich weniger einschneidende MaBnahmen nicht wirksam anwenden lassen. Die Haft
hat so kurz wie mdglich zu sein und nicht langer zu sein, als bei angemessener Handlungsweise notwendig ist, um die
erforderlichen Verwaltungsverfahren mit der gebotenen Sorgfalt durchzufihren, bis die Uberstellung gemaR dieser
Verordnung durchgefuhrt wird. Die Frist fur die Stellung eines Aufnahme- oder Wiederaufnahmegesuchs darf, wenn
der Asylwerber in Haft ist, einen Monat ab der Stellung des Antrags nicht Uberschreiten. Der Mitgliedstaat, der das
Dublin-Verfahren fihrt, ersucht in diesen Fallen um eine dringende Antwort, die spatestens zwei Wochen nach Eingang
des Gesuchs erfolgen muss.Gemal3 Artikel 28, Absatz 2 und 3 Dublin-VO dirfen die Mitgliedstaaten zwecks
Sicherstellung von Uberstellungsverfahren nach einer Einzelfallpriifung die entsprechende Person in Haft nehmen,
wenn eine erhebliche Fluchtgefahr besteht, die Haft verhaltnismaRig ist und sich weniger einschneidende Malinahmen
nicht wirksam anwenden lassen. Die Haft hat so kurz wie mdglich zu sein und nicht langer zu sein, als bei
angemessener Handlungsweise notwendig ist, um die erforderlichen Verwaltungsverfahren mit der gebotenen Sorgfalt
durchzufiihren, bis die Uberstellung gemé&R dieser Verordnung durchgefiihrt wird. Die Frist fir die Stellung eines
Aufnahme- oder Wiederaufnahmegesuchs darf, wenn der Asylwerber in Haft ist, einen Monat ab der Stellung des
Antrags nicht Uberschreiten. Der Mitgliedstaat, der das Dublin-Verfahren fuhrt, ersucht in diesen Fallen um eine
dringende Antwort, die spatestens zwei Wochen nach Eingang des Gesuchs erfolgen muss.

Die Uberstellung aus dem ersuchenden Mitgliedstaat in den zusténdigen Mitgliedstaat erfolgt, sobald diese praktisch
durchflihrbar ist, spatestens innerhalb von sechs Wochen nach der Annahme des Gesuchs auf Aufnahme oder



Wiederaufnahme oder von dem Zeitpunkt an, ab dem der Rechtsbehelf oder die Uberprifung keine aufschiebende
Wirkung mehr hat. Halt der ersuchende Mitgliedstaat die Fristen nicht ein oder findet die Uberstellung nicht innerhalb
des Zeitraums von sechs Wochen statt, wird die Person nicht langer in Haft gehalten.

Als "Fluchtgefahr" nach Art. 2 lit. n Dublin-VO gilt das Vorliegen von Grinden im Einzelfall, die auf objektiven - vom
nationalen Gesetzgeber - gesetzlich festgelegten Kriterien beruhen und zur Annahme Anlass geben, dass sich ein
Antragsteller, ein Drittstaatsangehériger oder Staatenloser, gegen den ein Uberstellungsverfahren l3uft, diesem
Verfahren mdéglicherweise durch Flucht entziehen kénnte. Die in diesem Sinne gesetzlich festgelegten Kriterien des
Vorliegens von Fluchtgefahr finden sich in 8 76 Abs. 3Als "Fluchtgefahr" nach Artikel 2, Litera n, Dublin-VO gilt das
Vorliegen von Grunden im Einzelfall, die auf objektiven - vom nationalen Gesetzgeber - gesetzlich festgelegten
Kriterien beruhen und zur Annahme Anlass geben, dass sich ein Antragsteller, ein Drittstaatsangehoriger oder
Staatenloser, gegen den ein Uberstellungsverfahren lauft, diesem Verfahren méglicherweise durch Flucht entziehen
kdnnte. Die in diesem Sinne gesetzlich festgelegten Kriterien des Vorliegens von Fluchtgefahr finden sich in Paragraph
76, Absatz 3

FPG.

Die Anhaltung in Schubhaft ist nach MaRRgabe der grundrechtlichen Garantien des Art. 2 Abs. 1 Z 7 PersFrBVG und des
Art. 5 Abs. 1 lit. f EMRK nur dann zuldssig, wenn der Anordnung der Schubhaft ein konkreter Sicherungsbedarf
zugrunde liegt und die Schubhaft unter Bericksichtigung der Umstande des jeweiligen Einzelfalls verhaltnismaRig ist
oder wenn die Voraussetzungen des Art. 28 Abs. 1 und 2 Dublin-VO vorliegen (§ 76 Abs. 2 FPG). Dabei sind das
offentliche Interesse an der Sicherung der Aufenthaltsbeendigung und das Interesse des Betroffenen an der Schonung
seiner personlichen Freiheit abzuwagen. Kann der Sicherungszweck auf eine andere, die Rechte des Betroffenen
schonendere Weise, wie etwa durch die Anordnung eines gelinderen Mittels nach § 77 FPG, erreicht werden (§ 76 Abs.
1 FPQ), ist die Anordnung der Schubhaft nicht zulassig (VfGH 03.10.2012, VfSlg. 19.675/2012; VwGH 22.01.2009, ZI.
2008/21/0647; 30.08.2007, ZI.2007/21/0043).Die Anhaltung in Schubhaft ist nach MaRgabe der grundrechtlichen
Garantien des Artikel 2, Absatz eins, Ziffer 7, PersFrBVG und des Artikel 5, Absatz eins, Litera f, EMRK nur dann zulassig,
wenn der Anordnung der Schubhaft ein konkreter Sicherungsbedarf zugrunde liegt und die Schubhaft unter
Berucksichtigung der Umstande des jeweiligen Einzelfalls verhaltnismaRig ist oder wenn die Voraussetzungen des
Artikel 28, Absatz eins und 2 Dublin-VO vorliegen (Paragraph 76, Absatz 2, FPG). Dabei sind das 6ffentliche Interesse an
der Sicherung der Aufenthaltsbeendigung und das Interesse des Betroffenen an der Schonung seiner persdnlichen
Freiheit abzuwagen. Kann der Sicherungszweck auf eine andere, die Rechte des Betroffenen schonendere Weise, wie
etwa durch die Anordnung eines gelinderen Mittels nach Paragraph 77, FPG, erreicht werden (Paragraph 76, Absatz
eins, FPQ), ist die Anordnung der Schubhaft nicht zulassig (VfGH 03.10.2012, VfSlg. 19.675 aus 2012,; VwGH 22.01.2009,
ZI. 2008/21/0647; 30.08.2007, ZI.2007/21/0043).

Ein Sicherungsbedarf ist in der Regel dann gegeben, wenn bestimmte Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass sich
der Fremde dem Verfahren oder der Abschiebung entziehen oder diese zumindest wesentlich erschweren werde (§ 76
Abs. 3 FPG). Es ist allerdings nicht erforderlich, dass ein Verfahren zur Erlassung einer aufenthaltsbeendenden
MalRinahme bereits eingeleitet worden ist (VWGH 28.06.2002, ZI. 2002/02/0138).Ein Sicherungsbedarf ist in der Regel
dann gegeben, wenn bestimmte Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass sich der Fremde dem Verfahren oder der
Abschiebung entziehen oder diese zumindest wesentlich erschweren werde (Paragraph 76, Absatz 3, FPG). Es ist
allerdings nicht erforderlich, dass ein Verfahren zur Erlassung einer aufenthaltsbeendenden MaRnahme bereits
eingeleitet worden ist (VwGH 28.06.2002, ZI. 2002/02/0138).

Die fehlende Ausreisewilligkeit des Fremden, d.h. das blof3e Unterbleiben der Ausreise, obwohl keine Berechtigung
zum Aufenthalt besteht, vermag fir sich genommen die Verhangung der Schubhaft nicht zu rechtfertigen. Vielmehr
muss der - aktuelle - Sicherungsbedarf in weiteren Umstanden begriindet sein, etwa in mangelnder sozialer
Verankerung in Osterreich. Dafiir kommt insbesondere das Fehlen ausreichender familidrer, sozialer oder beruflicher
Anknupfungspunkte im Bundesgebiet in Betracht, was die Beflirchtung, es bestehe das Risiko des Untertauchens eines
Fremden, rechtfertigen kann. Abgesehen von der damit angesprochenen Integration des Fremden in Osterreich ist bei
der Prufung des Sicherungsbedarfes auch sein bisheriges Verhalten in Betracht zu ziehen, wobei friihere Delinquenz
das Gewicht des offentlichen Interesses an einer baldigen Durchsetzung einer Abschiebung maRgeblich vergroRern
kann (VWGH 21.12.2010, ZI. 2007/21/0498; weiters VwGH 08.09.2005, ZI.2005/21/0301; 23.09.2010, ZI.2009/21/0280).
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Die Anhaltung eines Asylwerbers in Schubhaft kann nur dann gerechtfertigt sein, wenn besondere Umstande
vorliegen, die im jeweiligen Asylverfahrensstadium ein Untertauchen des betreffenden Fremden beflrchten lassen
(vgl. VWGH 05.07.2011,Die Anhaltung eines Asylwerbers in Schubhaft kann nur dann gerechtfertigt sein, wenn
besondere Umstande vorliegen, die im jeweiligen Asylverfahrensstadium ein Untertauchen des betreffenden Fremden
befurchten lassen vergleiche VwGH 05.07.2011,

Z|.2008/21/0080 mwN). Dabei bedarf es in dem frihen Verfahrensstadium (etwa vor Einleitung des Verfahrens zur
Erlassung einer aufenthaltsbeendenden MafRnahme) besonderer Umstdnde, die ein Untertauchen des betreffenden
Fremden schon zu diesem Zeitpunkt konkret beflirchten lassen. In einem spateren Stadium des Asylverfahrens,
insbesondere nach Vorliegen einer durchsetzbaren Rickkehrentscheidung oder Anordnung zur Auf3erlandesbringung,
kénnen dann unter Umstanden auch weniger ausgepragte Hinweise auf eine Vereitelung oder Erschwerung der
Aufenthaltsbeendigung fur die Annahme eines Sicherungsbedarfs genigen (vgl. VWGH 23.09.2010, ZI. 2007/21/0432
mwN).ZI. 2008/21/0080 mwN). Dabei bedarf es in dem frihen Verfahrensstadium (etwa vor Einleitung des Verfahrens
zur Erlassung einer aufenthaltsbeendenden Malinahme) besonderer Umstdnde, die ein Untertauchen des
betreffenden Fremden schon zu diesem Zeitpunkt konkret beflurchten lassen. In einem spateren Stadium des
Asylverfahrens, insbesondere nach Vorliegen einer durchsetzbaren Rulckkehrentscheidung oder Anordnung zur
AuBerlandesbringung, kdnnen dann unter Umstanden auch weniger ausgepragte Hinweise auf eine Vereitelung oder
Erschwerung der Aufenthaltsbeendigung fur die Annahme eines Sicherungsbedarfs genligen vergleiche VwGH
23.09.2010, ZI. 2007/21/0432 mwN).

3.2.2. Auf Grund des durchgeflihrten Ermittlungsverfahrens und des festgestellten Sachverhaltes ergibt sich:

Die belangte Behorde hat den vorliegenden Schubhaftbescheid auf Art. 28 Abs. 1 und 2 Dublin-VO iVm38 76 Abs. 2 Z 2
FPG gestutzt und zum Zweck der Sicherung des Verfahrens zur Erlassung einer Anordnung zur AuBBerlandesbringung
und zur Sicherung der Abschiebung erlassen.Die belangte Behdrde hat den vorliegenden Schubhaftbescheid auf
Artikel 28, Absatz eins und 2 Dublin-VO in Verbindung mit Paragraph 76, Absatz 2, Ziffer 2, FPG gestutzt und zum
Zweck der Sicherung des Verfahrens zur Erlassung einer Anordnung zur Aul3erlandesbringung und zur Sicherung der
Abschiebung erlassen.

Wie die belangte Behdrde im angefochtenen Bescheid zutreffend aufgezeigt hat, stellte der BF in Bulgarien und Ungarn
einen Asylantrag, wartete dort jedoch den Ausgang dieser Verfahren nicht ab, sondern versuchte vielmehr,
unrechtméRig (ohne die erforderlichen Dokumente und Berechtigungen) tiber Osterreich nach Deutschland und in
sein Zielland Belgien zu gelangen, wo sich auch seine Familie und Verwandte aufhalten.

Durch seine zahlreichen illegalen Reisebewegungen und die bereits gestellten Antrage auf internationalen Schutz in
Bulgarien und Ungarn hat der BF bislang keine ernst zu nehmende Bereitschaft gezeigt, sich an die in Osterreich und
in anderen europaischen Staaten fur die Einreise und den Aufenthalt geltenden Bestimmungen zu halten oder in
Bulgarien und Ungarn - den Ausgang des Asylverfahrens abzuwarten.

Die BF verfiigt in Osterreich auch (ber keine familidren oder sonstigen beriicksichtigungswirdigen privaten
Bindungen, Uber keine eigene gesicherte Unterkunft und Uber keine ausreichenden Existenzmittel zur Sicherung ihres
Lebensunterhaltes. Der BF gab vor dem BFA als auch in der mindlichen Verhandlung vor dem BVwG an, dass sein
Zielland Belgien ware und er nach wie vor dort hinwolle.

Wie die belangte Behorde auch zutreffend festgestellt hat, war dem BF im bisherigen Verfahren auch die erforderliche
Vertrauenswurdigkeit abzusprechen.

Es kann daher der belangten Behorde unter Beriicksichtigung des bisherigen Verhaltens der BF nicht vorgeworfen
werden, wenn sie bei ihrer Entscheidung zur Anordnung der Schubhaft und dem daflr erforderlichen
Sicherungsbedarf davon ausging, dass sich die BF durch Untertauchen der beabsichtigten Abschiebung entziehen
kénnte.

Insoweit die belangte Behdrde in ihrer Wirdigung auch davon ausging, dass ein konkreter Sicherungsbedarf fur die
Erlassung einer aufenthaltsbeendenden Malinahme und fir die Durchfihrung einer Abschiebung sowie die
Erforderlichkeit der Schubhaft als einzige geeignete SicherungsmaRnahme gegeniber der Anordnung eines gelinderen
Mittels nach &8 77 FPG und auch die VerhaltnismaRigkeit der Schubhaft gegeben waren, begegnet dies keinen
Bedenken. Die belangte Behdrde hat im angefochtenen Bescheid im Ergebnis zu Recht dargelegt, dass im vorliegenden
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Fall der erforderliche Sicherungszweck nicht durch die Anordnung eines gelinderen Mittels nach 8 77 FPG erreicht
werden kann. Weder verfligt der BF Uber ausreichende finanzielle Mittel fur die Hinterlegung einer angemessenen
Sicherheit, noch war davon auszugehen, dass er sich in irgendeiner Weise den Behdrden fir die beabsichtigte
Abschiebung jedenfalls aus freien Stlcken zur Verfugung halten wirde.Insoweit die belangte Behdrde in ihrer
Wiurdigung auch davon ausging, dass ein konkreter Sicherungsbedarf fur die Erlassung einer aufenthaltsbeendenden
MaRnahme und fur die Durchfihrung einer Abschiebung sowie die Erforderlichkeit der Schubhaft als einzige geeignete
Sicherungsmalinahme gegenulber der Anordnung eines gelinderen Mittels nach Paragraph 77, FPG und auch die
VerhaltnismaRigkeit der Schubhaft gegeben waren, begegnet dies keinen Bedenken. Die belangte Behorde hat im
angefochtenen Bescheid im Ergebnis zu Recht dargelegt, dass im vorliegenden Fall der erforderliche Sicherungszweck
nicht durch die Anordnung eines gelinderen Mittels nach Paragraph 77, FPG erreicht werden kann. Weder verflgt der
BF Uber ausreichende finanzielle Mittel fir die Hinterlegung einer angemessenen Sicherheit, noch war davon
auszugehen, dass er sich in irgendeiner Weise den Behdrden fir die beabsichtigte Abschiebung jedenfalls aus freien
Stlcken zur Verfigung halten wirde.

Eine Gesamtabwagung aller angefihrten Umstdande ergibt daher, dass das offentliche Interesse an der Sicherung der
aufenthaltsbeendenden MalRnahmen und der Abschiebung das Interesse an der Schonung der persénlichen Freiheit
Uberwogen und ein konkretes Sicherungsbediirfnis bestanden hat. Die belangte Behdrde konnte somit unter den
gegebenen Umstdanden zu Recht von einer Fluchtgefahr im Sinne des § 76 Abs. 3 FPG ausgehen. Auch erweist sich die
bisherige Anhaltung in Schubhaft bei Abwdagung aller betroffenen Interessen als verhaltnismal3ig.Eine
Gesamtabwagung aller angefihrten Umstdande ergibt daher, dass das offentliche Interesse an der Sicherung der
aufenthaltsbeendenden MalRnahmen und der Abschiebung das Interesse an der Schonung der persénlichen Freiheit
Uberwogen und ein konkretes Sicherungsbediirfnis bestanden hat. Die belangte Behdérde konnte somit unter den
gegebenen Umstdanden zu Recht von einer Fluchtgefahr im Sinne des Paragraph 76, Absatz 3, FPG ausgehen. Auch
erweist sich die bisherige Anhaltung in Schubhaft bei Abwagung aller betroffenen Interessen als verhaltnismaRig.

Dem Vorwurf, dass der Inhalt des Bescheides der belangten Behdrde an Rechtswidrigkeit leide, ist nicht zu folgen,
zumal im gesamten Verfahren vor der belangten Behdrde keinerlei Anhaltspunkte dahingehend ersichtlich sind, dass
die belangte Behdrde willklrlich entschieden hatte. Die maligebenden Erwadgungen, von denen sich die belangte
Behorde bei ihrer Entscheidung leiten lieR, sind im angefochtenen Bescheid in hinreichend bestimmter und
Ubersichtlicher Art dargelegt. Dass in der rechtlichen Beurteilung auch allgemein gehaltene rechtliche Ausfihrungen
getroffen werden und der Inhalt von relevanten Rechtsvorschriften angefihrt wird, schadet nicht.

Da die belangte Behorde zu Recht davon ausgegangen ist, dass auf Grund bestimmter Tatsachen anzunehmen war,
dass sich der unrechtmaf3ig im Bundesgebiet aufhaltige BF der zu sichernden Abschiebung entziehen kénnte, und sie
den gegenstandlichen Bescheid zutreffend auf die im Spruch angefiihrten Rechtsvorschriften gestutzt hat, war gemaR
§ 22a Abs. 1 BFA-VG iVm. § 76 Abs. 2 Z 2 FPG die Beschwerde hinsichtlich des Schubhaftbescheides und der darauf
gestutzten Anhaltung in Schubhaft als unbegriindet abzuweisen.Da die belangte Behdrde zu Recht davon ausgegangen
ist, dass auf Grund bestimmter Tatsachen anzunehmen war, dass sich der unrechtmaRig im Bundesgebiet aufhaltige
BF der zu sichernden Abschiebung entziehen kénnte, und sie den gegenstandlichen Bescheid zutreffend auf die im
Spruch angefuhrten Rechtsvorschriften gestitzt hat, war gemal Paragraph 22 a, Absatz eins, BFA-VG in Verbindung
mit Paragraph 76, Absatz 2, Ziffer 2, FPG die Beschwerde hinsichtlich des Schubhaftbescheides und der darauf
gestutzten Anhaltung in Schubhaft als unbegriindet abzuweisen.

3.3. Vorliegen der maRgeblichen Voraussetzungen fur die Fortsetzung der Schubhaft (Spruchpunkt A.IL.):

Den oben unter Punkt 3.2. dargelegten Erwagungen zum Vorliegen eines konkreten Sicherungsbedarfs und zur
VerhaltnismaRigkeit der Schubhaft kommt auch zum Zeitpunkt dieser Entscheidung unverandert Geltung zu.

Dartber hinaus war nunmehr zum Zeitpunkt dieser Entscheidung bei der Beurteilung eines konkreten
Sicherungsbedarfs infolge Fluchtgefahr der weiter fortgeschrittene Stand des Verfahrens malgeblich zu
berucksichtigen:

Die belangte Behorde hat frihzeitig (14.06.2016) ein Konsultationsverfahren mit Bulgarien zur Wiederaufnahme des BF
eingeleitet.

In der mindlichen Verhandlung brachte der BF vor, dass er auf gar keinen Fall freiwillig nach Ungarn oder Bulgarien
zurlickkehren werde. Tausende Afghanen seien bereits Uber Bulgarien nach Europa gekommen und keiner wirde


https://www.jusline.at/gesetz/fpg/paragraf/77
https://www.jusline.at/gesetz/fpg/paragraf/76
https://www.jusline.at/gesetz/bfa-vg/paragraf/22a
https://www.jusline.at/gesetz/fpg/paragraf/76

freiwillig dorthin zurlickkehren. Die Bedingungen seien sehr schlecht. Sein Zielland sei urspriinglich Belgien gewesen,
da dort seine Tante, Onkel und deren Verwandte leben wiirden.

Unter Berlcksichtigung der geanderten Umstande - BF ist nun bewusst, dass er bei positiver Erledigung des
Konsultationsverfahrens mit Bulgarien dorthin zurlickkehren muss und kann nunmehr von einem verstarkten
Sicherungsbedarf ausgegangen werden, zumal eine Rlckuberstellung in den zustandigen Aufnahmestaat sehr
wahrscheinlich ist und diese Tatsache dem BF auch verstarkt bewusst sein muss. Auch die mangelnde
Vertrauenswdrdigkeit des BF, insbesondere auf Grund seines bisherigen Gesamtverhaltens, lasst eine Fluchtgefahr als
erheblich erscheinen. So wird der Sicherungsbedarf gerade dadurch verstarkt, dass dem BF nunmehr bewusst sein
muss, dass seine Abschiebung aus Osterreich zeitnah méglich ist und er somit seine beabsichtigte illegale Weiterreise

nach Belgien nicht fortsetzen kann.

Aus den eben dargelegten Umstanden und insbesondere auch unter Berucksichtigung der fehlenden sozialen und
familidren Bindungen in Osterreich ist aktuell von einer erheblichen Fluchtgefahr auszugehen, zumal besondere
Umstande vorliegen, die ein Untertauchen des BF - um sich so einer Abschiebung nach Bulgarien zu entziehen und

nach Belgien weiterreisen zu kénnen (dort leben seine Verwandte) - beflrchten lassen.

Die Anordnung eines gelinderen Mittels gemaR § 77 FPG erweist sich im Hinblick auf die erhebliche Fluchtgefahr als
nicht geeignet, um den erforderlichen Sicherungszweck (zeitnahe Durchfiihrbarkeit der aufenthaltsbeendenden
MaBnahme) zu erreichen.Die Anordnung eines gelinderen Mittels gemaf3 Paragraph 77, FPG erweist sich im Hinblick
auf die erhebliche Fluchtgefahr als nicht geeignet, um den erforderlichen Sicherungszweck (zeitnahe Durchfuhrbarkeit
der aufenthaltsbeendenden MaRnahme) zu erreichen.

Des Weiteren war maligeblich zu berlcksichtigen, dass eine Ruckfihrung (Abschiebung) in den zustandigen
Aufnahmestaat Bulgarien unter Berucksichtigung der unionsrechtlich vorgesehen Fristen zeitnah mdéglich und auch
sehr wahrscheinlich ist.

Eine auf den vorliegenden Einzelfall bezogene Gesamtabwagung zwischen dem 6ffentlichen Interesse an der Sicherung
der Abschiebung einerseits und der Schonung der persdnlichen Freiheit andererseits ergibt somit, dass das erwahnte
offentliche Interesse Uberwiegt, weil ohne Anordnung der Schubhaft die Durchfuhrung der Abschiebung
wahrscheinlich vereitelt oder wesentlich erschwert werden wirde.

Dass besondere, in der Person des BF gelegene Umstande vorliegen, die der Schubhaft entgegenstehen wurden, ist
weder dem Vorbringen in der Beschwerde noch den Ermittlungsergebnissen in der mundlichen Verhandlung zu
entnehmen.

Die fortgesetzte Anhaltung in Schubhaft erweist sich daher zum Zweck der Sicherung der Abschiebung als notwendig
und verhaltnismaRig.

Im Hinblick auf Art. 28 Abs. 3 Dublin-VO ist letztlich festzuhalten, dass eine Uberstellung von Osterreich in den
Aufnahmemitgliedstaat spatestens innerhalb von sechs Wochen nach der (stillschweigenden oder ausdricklichen)
Annahme des Gesuchs auf Aufnahme oder Wiederaufnahme der betreffenden Person durch einen anderen
Mitgliedstaat oder von dem Zeitpunkt an, ab dem der Rechtsbehelf oder die Uberpriifung gemaR Art. 27 Abs. 3 Dublin-
VO keine aufschiebende Wirkung mehr hat, zu erfolgen hat.Im Hinblick auf Artikel 28, Absatz 3, Dublin-VO ist letztlich
festzuhalten, dass eine Uberstellung von Osterreich in den Aufnahmemitgliedstaat spétestens innerhalb von sechs
Wochen nach der (stillschweigenden oder ausdrucklichen) Annahme des Gesuchs auf Aufnahme oder
Wiederaufnahme der betreffenden Person durch einen anderen Mitgliedstaat oder von dem Zeitpunkt an, ab dem der
Rechtsbehelf oder die Uberpriifung gemaR Artikel 27, Absatz 3, Dublin-VO keine aufschiebende Wirkung mehr hat, zu
erfolgen hat.

Die Anhaltung in Schubhaft kann somit derzeit auch aus diesem Gesichtspunkt fortgesetzt werden.

Es war daher gemalR § 22a Abs. 3 BFA-VG festzustellen, dass zum Zeitpunkt dieser Entscheidung die fur die Fortsetzung
der Schubhaft mafligeblichen Voraussetzungen vorliegen.Es war daher gemaR Paragraph 22 a, Absatz 3, BFA-VG
festzustellen, dass zum Zeitpunkt dieser Entscheidung die fur die Fortsetzung der Schubhaft malfgeblichen

Voraussetzungen vorliegen.

3.4. Zu den Antragen auf Ersatz der Aufwendungen (Spruchpunkte A.lll. und A.IV.):
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Gemal} 8 22a Abs. 1a BFA-VG gelten fur Beschwerden gemal38 22a Abs. 1 BFA-VG die fiir Beschwerden gemal3 Art. 130
Abs. 1 Z 2 B-VG anwendbaren Bestimmungen des VwGVG mit der Mal3gabe sinngemal3, dass belangte Behdrde jene
Behdrde ist, die den angefochtenen Schubhaftbescheid erlassen hat oder der die Festnahme oder die Anhaltung
zuzurechnen ist.Gemal Paragraph 22 a, Absatz eins a, BFA-VG gelten fir Beschwerden gemal3 Paragraph 22 a, Absatz
eins, BFA-VG die fur Beschwerden gemal3 Artikel 130, Absatz eins, Ziffer 2, B-VG anwendbaren Bestimmungen des
VwWGVG mit der Maligabe sinngemal3, dass belangte Behdrde jene Behdrde ist, die den angefochtenen

Schubhaftbescheid erlassen hat oder der die Festnahme oder die Anhaltung zuzurechnen ist.
Der mit "Kosten" betitelte 8 35 VwGVG lautet:Der mit "Kosten" betitelte Paragraph 35, VWGVG lautet:

"8 35. (1) Die im Verfahren lber Beschwerden wegen Ausubung unmittelbarer verwaltungsbehérdlicher Befehls- und
Zwangsgewalt (Art. 130 Abs. 1 Z 2 B-VG) obsiegende Partei hat Anspruch auf Ersatz ihrer Aufwendungen durch die
unterlegene Partei."8 35. (1) Die im Verfahren Uber Beschwerden wegen Ausubung unmittelbarer
verwaltungsbehordlicher Befehls- und Zwangsgewalt (Artikel 130, Absatz eins, Ziffer 2, B-VG) obsiegende Partei hat

Anspruch auf Ersatz ihrer Aufwendungen durch die unterlegene Partei.

(2) Wenn die angefochtene Austbung unmittelbarer verwaltungsbehordlicher Befehls- und Zwangsgewalt fur

rechtswidrig erklart wird, dann ist der Beschwerdeflihrer die obsiegende und die Behdrde die unterlegene Partei.

(3) Wenn die Beschwerde zurtickgewiesen oder abgewiesen wird oder vom Beschwerdefihrer vor der Entscheidung
durch das Verwaltungsgericht zurtickgezogen wird, dann ist die Behdrde die obsiegende und der Beschwerdefuhrer

die unterlegene Partei.
(4) Als Aufwendungen gemald Abs. 1 gelten{4) Als Aufwendungen gemaf} Absatz eins, gelten:
1. die Kommissionsgebihren sowie die Barauslagen, fur die der Beschwerdefihrer aufzukommen hat,

2. die Fahrtkosten, die mit der Wahrnehmung seiner Parteirechte in Verhandlungen vor dem Verwaltungsgericht

verbunden waren, sowie

3. die durch Verordnung des Bundeskanzlers festzusetzenden Pauschalbetrage fir den Schriftsatz-, den Verhandlungs-

und den Vorlageaufwand.

(5) Die Hohe des Schriftsatz- und des Verhandlungsaufwands hat den durchschnittlichen Kosten der Vertretung bzw.
der Einbringung des Schriftsatzes durch einen Rechtsanwalt zu entsprechen. Fur den Ersatz der den Behdrden
erwachsenden Kosten ist ein Pauschalbetrag festzusetzen, der dem durchschnittlichen Vorlage-, Schriftsatz- und

Verhandlungsaufwand der Behdérden entspricht.

(6) Die 88 52 bis 54 VwWGG sind auf den Anspruch auf Aufwandersatz gemal3 Abs. 1 sinngemafR anzuwenden(6) Die

Paragraphen 52 bis 54 VwGG sind auf den Anspruch auf Aufwandersatz gemaR Absatz eins, sinngemald anzuwenden.

(7) Aufwandersatz ist auf Antrag der Partei zu leisten. Der Antrag kann bis zum Schluss der mindlichen Verhandlung

gestellt werden."

Die HOhe der im Verfahren vor den Verwaltungsgerichten Uber Beschwerden wegen Austbung unmittelbarer
verwaltungsbehordlicher Befehls- und Zwangsgewalt gemall Art. 130 Abs. 1 Z 2 B-VG und Beschwerden wegen
Rechtswidrigkeit eines Verhaltens einer Behdrde in Vollziehung der Gesetze gemaR Art. 130 Abs. 2 Z 1 B-VG als
Aufwandersatz zu leistenden Pauschalbetrége wird in 8 1 der VwG-Aufwandersatzverordnung (VwG-AufwErsV), BGBI. Il
Nr. 517/2013, wie folgt festgesetztDie Hohe der im Verfahren vor den Verwaltungsgerichten Gber Beschwerden wegen
Ausubung unmittelbarer verwaltungsbehdérdlicher Befehls- und Zwangsgewalt gemal3 Artikel 130, Absatz eins, Ziffer 2,
B-VG und Beschwerden wegen Rechtswidrigkeit eines Verhaltens einer Behdrde in Vollziehung der Gesetze gemaf
Artikel 130, Absatz 2, Ziffer eins, B-VG als Aufwandersatz zu leistenden Pauschalbetrage wird in Paragraph eins, der
VwG-Aufwandersatzverordnung (VwWG-AufwErsV), Bundesgesetzblatt Teil 2, Nr. 517 aus 2013,, wie folgt festgesetzt:

"1. Ersatz des Schriftsatzaufwands des Beschwerdefuhrers als obsiegende Partei 737,60 Euro
2. Ersatz des Verhandlungsaufwands des Beschwerdefiihrers als obsiegende Partei 922,00 Euro
3. Ersatz des Vorlageaufwands der belangten Behdrde als obsiegende Partei 57,40 Euro

4. Ersatz des Schriftsatzaufwands der belangten Behdrde als obsiegende Partei 368,80 Euro
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5. Ersatz des Verhandlungsaufwands der belangten Behdrde als obsiegende Partei 461,00 Euro

6. Ersatz des Aufwands, der fir den BeschwerdefUhrer mit dem Antrag auf Wiederaufnahme des Verfahrens
verbunden war (Schriftsatzaufwand) 553,20 Euro

7. Ersatz des Aufwands, der fur die belangte Behdrde mit dem Antrag auf Wiederaufnahme des Verfahrens verbunden
war (Schriftsatzaufwand) 276,60 Euro."

Da die Beschwerde gegen den Schubhaftbescheid und die Anhaltung in Schubhaft abgewiesen und das Vorliegen der
Voraussetzungen fur die Fortsetzung der Schubhaft ausgesprochen wurde, ist die belangte Behérde gemal? § 35 Abs. 3
VwGVG obsiegende und die beschwerdefUhrende Partei unterlegene ParteiDa die Beschwerde gegen den
Schubhaftbescheid und die Anhaltung in Schubhaft abgewiesen und das Vorliegen der Voraussetzungen fur die
Fortsetzung der Schubhaft ausgesprochen wurde, ist die belangte Behdrde gemal3 Paragraph 35, Absatz 3, VWGVG
obsiegende und die beschwerdefihrende Partei unterlegene Partei.

Die belangte Behorde hat schriftlich beantragt, dem Bund Kostenersatz im Umfang des Vorlage- und
Schriftsatzaufwandes zuzusprechen. In der mindlichen Verhandlung wurde vonseiten der belangten Behdrde Uberdies

der Ersatz des Verhandlungsaufwandes beantragt.

Es war daher spruchgemal? der beschwerdefihrenden Partei als unterlege Partei der zu leistende Aufwandersatz (mit
Verhandlungsaufwand) in der Gesamthéhe von 887,20 Euro aufzuerlegen.

Der in der Beschwerde gestellte Antrag der beschwerdefiihrenden Partei auf Ersatz der Aufwendungen im beantragten
Umfang war gemal3 § 35 Abs. 3 VWGVG abzuweisen, da sie (ganzlich) unterlegene Partei ist und ein Aufwandersatz
somit nicht in Betracht kommt.Der in der Beschwerde gestellte Antrag der beschwerdeflhrenden Partei auf Ersatz der
Aufwendungen im beantragten Umfang war gemal3 Paragraph 35, Absatz 3, VWGVG abzuweisen, da sie (ganzlich)

unterlegene Partei ist und ein Aufwandersatz somit nicht in Betracht kommt.
3.5. Zu Spruchpunkt B. (Unzuldssigkeit der Revision):

Gemall 8 25a Abs. 1 des Verwaltungsgerichtshofgesetzes 1985 (VwGG),BGBI. Nr. 10/1985 idgF, hat das
Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses auszusprechen, ob die Revision gemalR3 Art. 133
Abs. 4 B-VG zulassig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begrinden.Gemald Paragraph 25 a, Absatz eins, des
Verwaltungsgerichtshofgesetzes 1985 (VWGG), Bundesgesetzblatt Nr. 10 aus 1985, idgF, hat das Verwaltungsgericht im
Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses auszusprechen, ob die Revision gemal3 Artikel 133, Absatz 4, B-VG

zulassig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begriinden.

Die Revision gegen die gegenstandliche Entscheidung ist gemaR Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zuldssig, weil die
Entscheidung nicht von der Lésung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht
die gegenstandliche Entscheidung von der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es
an einer Rechtsprechung; weiters ist die vorliegende Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als
uneinheitlich zu beurteilen. Auch liegen keine sonstigen Hinweise auf eine grundsatzliche Bedeutung der zu |6senden
Rechtsfrage vor. Konkrete Rechtsfragen grundsatzlicher Bedeutung sind weder in der gegenstandlichen Beschwerde
vorgebracht worden noch im Verfahren vor dem BVwG hervorgekommen.Die Revision gegen die gegenstandliche
Entscheidung ist gemald Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht zuldssig, weil die Entscheidung nicht von der Ldsung einer
Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenstandliche Entscheidung von
der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer Rechtsprechung; weiters ist
die vorliegende Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu beurteilen. Auch liegen
keine sonstigen Hinweise auf eine grundsatzliche Bedeutung der zu I6senden Rechtsfrage vor. Konkrete Rechtsfragen
grundsatzlicher Bedeutung sind weder in der gegenstandlichen Beschwerde vorgebracht worden noch im Verfahren
vor dem BVwG hervorgekommen.

Dies gilt insbesondere vor dem Hintergrund der einschlagigen Erkenntnisse des VwGH vom 19.02.2015, ZI. Ro
2013/21/0075, vom 23.04.2015, ZI. Ro 2014/21/0077, und vom 19.05.2015, ZI. Ro 2014/21/0071, sowie auch der die
Schubhaft betreffenden Erkenntnisse des VfGH vom 12.03.2015, G 151/2014 ua., und E 4/2014.Dies gilt insbesondere
vor dem Hintergrund der einschlagigen Erkenntnisse des VwWGH vom 19.02.2015, ZI. Ro 2013/21/0075, vom 23.04.2015,
Zl|.Ro 2014/21/0077, und vom 19.05.2015, ZI. Ro 2014/21/0071, sowie auch der die Schubhaft betreffenden
Erkenntnisse des VfGH vom 12.03.2015, G 151 aus 2014, ua., und E 4 aus 2014,.
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